
Sonnenbühl 
Landkreis Reutlingen 

 

 

 

Betriebssatzung   
 

Fremdenverkehrsbetrieb  
 
 
Auf Grund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden -Württemberg (GemO) in 
der Fassung vom 24. Juli 2000 (GBl. S. 582 / 698) und § 3 Absatz 2 des E i-
genbetr iebsgesetzes (EigBG) in der Fassung vom 08.01.1992 (GBl. S. 22), zu-
letzt geändert am 19.07.1999 (GBl. S. 292) hat der Gemeinderat der G emeinde 
Sonnenbühl am 25. Juli 2001 folgende Betr iebssatzung beschlo ssen: 
 
 
 

§ 1 

Gegenstand und Name des Eigenbetriebs 

 
(1) Die Fremdenverkehrseinrichtungen der Gemeinde Sonnenbühl werden 
unter der Bezeichnung "Fremdenverkehrsbetr ieb" als Eigenbetr ieb geführt.  Er 
besteht aus den Betr iebszweigen "Karls - und Bärenhöhle", " Ostereimuseum" 
und "Kurbetr ieb".  
(2) Der Eigenbetr ieb dient dem Zweck der Erhaltung bzw. Förderung des 
Fremdenverkehrs.  
(3) Der Eigenbetr ieb betreibt alle diesen Betr iebszweck fördernden oder ihn 
wirtschaft l ich berührenden Geschäfte.  
(4) Der Eigenbetr ieb erzielt  keine Gewinne.  
 
 
 

§ 2 

Zuständigkeiten 

 
(1) Für den Eigenbetr ieb wird kein Betr iebsausschuß gebildet. Der Gemein-
derat beschließt über alle Angelegenheiten, die ihm durch die Gemeindeor d-
nung und das Eigenbetr iebsgesetz vorbehalten sind. Der Gemeinderat en t-
scheidet auch in Angelegenheiten, die nach dem Eigenbetr iebsgesetz einem 
beschließenden Ausschuß obliegen.  
 
Ihm obliegt die Entscheidung über  
 
1. Die Veräusserung und dingliche Belastung, den Erwerb und Tausch von  

Grundeigentum oder grundstücksgleichen Rechten, einschließlich der Aus - 
übung von Vorkaufsrechten im Wert über 40.000 DM (20.000 EUR) im Ein- 
zelfall.  
 

2. die Ausführung eines Bauvorhabens (Baubeschluß) und die Genehmigung 
der Bauunterlagen, die Vergabe der Lieferungen und Leistungen für die 
Bauausführung (Vergabebeschluß) bei voraussichtl ichen bzw. tatsächl i-
chen Gesamtbaukosten von mehr als 40.000,00 DM (20.000 EUR), una b-
hängig davon, ob es sich um eine Maßnahme des Vermögensplans oder 
des Erfolgsplans handelt  
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3. den Erwerb anderer Gegenstände des Anlagevermögens, wenn die G e-

genleistung für den Erwerb im Einzelfall 40.000,00 DM (20.000 EUR) 
übersteigt;  
 

4. die Veräußerung anderer Gegenstände des Anlagevermögens, wenn der 
Wert des Gegenstands 40.000,00 DM ( 20.000 EUR) übersteigt;  

 
5. Verträge über die Nutzung von Grundstücken oder beweglichen Verm ö-

gensgegenständen bei einem jährlichen  Nutzungsentgelt  von mehr als  
10.000,00 DM (5.000 EUR) im Einzelfall;  

 
6. die Bestellung anderer als der in Abs. 1 Nr. 1 genannten Sicherheiten und 

die Übernahme von Bürgschaften, wenn der Betrag oder Wert im Einze l-
fall 40.000,00 DM (20.000 EUR) übersteigt;  

 
7. die Übernahme von Verpf l ichtungen aus Gewährverträgen und den A b-

schluß der ihnen wirtschaft l ich gleichkommenden Rechtsgeschäfte, wenn 
der Betrag der Verpf l ichtung 40. 000,00 DM (20.000 EUR) übersteigt und 
die Verpf l ichtung auch künft ige Wirtschaftsjahre berührt;  
 

8. den Abschluß kreditähnlicher Rechtsgeschäfte, wenn der Betrag oder 
Wert 40.000,00 DM (20.000 EUR) übersteigt;  

 
9. die Führung von Rechtsstreit igkeiten mit einem Streitwert von mehr als  

5 000,00 DM (2.500 EUR);  
 

10. den Verzicht auf  Ansprüche des Eigenbe tr iebs einschließlich des Ab-
schlusses von Vergleichen, wenn der Anspruch im Einzelfall mehr als  
5.000,00 DM (2.500 EUR) beträgt;  

 
11. die Einstellung, Entlassung oder sonstige personalrechtl iche Entsche i-

dung von der beim Eigenbetr ieb beschäft igten Angestellte n der Vergü-
tungsgruppe 4b BAT und höher sowie von Arbeitern mit leitender Posit ion.  

 
12. die Festsetzung der Vergütung oder des Lohns bei nicht nur vorüberg e-

hend beschäft igten Angestellten oder Arbeitern, sofern kein Anspruch auf 
Grund eines Tarifvertrags besteht;  

 
13. die Zustimmung zu Mehraufwendungen des Erfolgsplans, wenn diese  

8.000,00 DM (4.000 EUR) im Einzelfall übersteigen und zu Mehrausgaben 
bei den im Vermögensplan veranschlagten Investit ionsausgaben, wenn 
diese für das einzelne Vorhaben 8.000,00 DM (4.0 00 EUR) übersteigen.  
 
 

(2) Für den Eigenbetr ieb wird keine Betr iebsleitung bestellt .  Die nach dem 
Eigenbetr iebsgesetz der Betr iebsleitung obliegenden Aufgaben werden vom 
Bürgermeister wahrgenommen. Ihm obliegt damit insbesondere die laufende 
Betr iebsführung und die Entscheidung in allen Angelegenheiten des Betr iebs, 
soweit nicht der Gemeinderat zuständig ist.  Bei den in Abs. 1 genannten Z u-
ständigkeiten des Gemeinderats besteht eine Informationspf l icht des Bürger - 
meisters, wenn im Einzelfall die Wertgrenze von 20.000 DM (10.000 EUR) über - 
schrit ten wird.  
 
Zu den Aufgaben des Bürgermeisters gehören die Aufnahme der im Verm ö-
gensplan vorgesehenen Kredite, die Bewirtschaftung der im Erfolgsplan vera n-



- 3 - 
schlagten Aufwendungen und Erträge sowie alle sonstigen Maßnahm en, die zur 
Aufrechterhaltung und Wirtschaft l ichkeit  des Betr iebs notwendig sind, insb e-
sondere der Einsatz des Personals, die Anordnung von Instandsetzungen, die 
Beschaffung von Vorräten im Rahmen einer wirtschaft l ichen Lagerhaltung.  
 

§ 3 

Stammkapital  

 
Das Stammkapital des Eigenbetr iebs wird auf  1.300.000,00 DM (664.679,45 
EUR) festgesetzt.  Es entfallen hieraus auf den Betr iebszweig Karls - und Bä-
renhöhle 280.000,00 DM (143.161,73 EUR), auf  das Ostereimuseum 
700.000,00 DM (357.904,32 EUR) und den Kurbetr ieb 320.000,00 DM 
(163.613,40 EUR).  
 
 

§ 4 

Inkrafttreten 

 
(1) Diese Betr iebssatzung tr it t  am Tage nach ihrer öf fentl ichen Bekanntm a-

chung in Kraf t.  
 
(2) Zum gleichen Zeitpunkt wie Abs. 1 tr it t  die bisherige Betr iebssatzung vom 

16.12.1993 mit ihren Änderungen ausser Kraf t .  
 
(3) Die genannten Euro-Beträge treten zum 01.01.2002 in Kraf t,  gleichzeit ig 
treten die genannten DM-Beträge ausser Kraf t.  
 
Ausgefert igt:  
 
Sonnenbühl, den 27.07.2001 
 
 
 
Elser 
Bürgermeister  
 
Hinweis:  
 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens - oder Formvorschrif ten der Gemein-
deordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder von aufgrund der GemO e r-
lassenen Verfahrensvorschrif ten beim Zustandekommen der Satzung wird nach 
§ 4 Absatz 4 GemO unbeachtl ich, wenn sie nicht schrif t l ich innerhalb eines 
Jahres seit  der Bekanntmachung gegenüber der Gemeinde geltend gemacht 
worden ist;  der Sachverhalt ,  der die Verletzung begründen soll,  ist  zu bezeic h-
nen.  
Dies gilt  nicht, wenn die Vorschrif ten über die Öffentl ichkeit  der Sitzung, die 
Genehmigung oder die Bekanntmachung der Sa tzung verletzt worden sind, der 
Bürgermeister den Beschluss wegen Gesetzwidrigkeit  nach § 43 GemO wide r-
sprochen hat oder wenn vor Ablauf  der Jahresfr ist die Rechtsaufsichtsbehörde 
den Beschluss beanstandet hat.  
 
 


